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Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlung vom 17. September 1981 in Berlin

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers werden die Urteile des
Bayerischen Landessozialgerichts vom 13. November 1979

und des Sozialgerichts Landshut vom 18. Januar 1978

aufgehoben.

Die Beklagte wird unter Aufhebung ihres Bescheides vom

9. Juli 1976 verurteilt, dem Kläger Witwerrente zu gewähren.

Die Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen Kosten

des Rechtsstreits zu erstatten.
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Der Kläger begehrt Witwerrente aus der Versicherung seiner

am 21. November 1975 verstorbenen Ehefrau (Versicherte).

Die Eheleute vereinbarten 19ü3 die allgemeine Gütergemein-

schaft (59 1437 ff Bürgerliches Gesetzbuch -BGB- idF vor dem

G1eichberechtigungsgesetz -GleichberechtigungsG- vom

18. Juni 1957). Die Versicherte, geprüfte Strickmeisterin,

betrieb ein von ihr schon 1932 gegründetes Handarbeits- und

Textilwarengeschäft. Dort war der Kläger nach dem Besuch

kaufmännischer Kurse entsprechend dem mit der Versicherten

am 1. Januar 1967 geschlossenen Arbeitsvertrag als Buch—

halter und Handlungsbevollmächtigter mit einem Monatsgehält

von (zuletzt) 1.379,—- DM brutto tätig. Zuvor hatte er in
der ebenfalls von der Versicherten geführten, 1965 aufge-

gebenen Tanzschule als Assistent gearbeitet. Für die Zeit

ab Dezember 1974 bezog die Versicherte Altersruhegeld wegen
Vollendung des 65. Lebensjahres in Höhe von zunächst

325,20 DM, ab Juli 1975 monatlich 361,40 DM. Nach den Fest—

stellungen des Landessozialgerichts (LSG) sind beide Ehe-
gatten ganztägig in dem Handarbeits- und Textilwarengeschäft

tätig gewesen.

Die Beklagte lehnte den im Dezember 1975 gestellten Antrag
auf Witwerrente ab, weil die Versicherte in dem hier maß-

geblichen letzten wirtschaftlichen Dauerzustand von Dezem-

ber 1974 bis November 1975 den Unterhalt der Familie nicht
'äberwiegend bestritten habe.

Das Sozialgericht (sc) Landshut hat durch Urteil vom 18.Jag-. ’
113r 1978 die Klage abgewiesen, das Bayerische LSG die Be-

rufung zurückgewiesen. Es hat im Urteil vom 13. November 1979
ausgeführt:
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Die güterrechtliche Regelung habe erst durch den Arbeitsvertrag

vom 1. Januar 1967 die von den Ehegatten gewollte besondere
Ausgestaltung erhalten. Da beide Ehegatten auch das über die

Gütergemeinschaft hinaus vorhandene Einkommen dem Unterhalt

zur Verfügung gestellt hätten, seien zur Ermittlung des über-
wiegenden Uhterhalts das Altersruhegeld der Versicherten und

der um steuerliche Abzüge verminderte Arbeitsverdienst des
Klägers gegenüberzustellen. Dieser - sein Unterhaltsanteil -
sei, selbst wenn vom geringeren Nettolohn (776,—- DM monatlich)

ausgegangen Werde, höher als das Altersruhegeld der Klägerin

gewesen. Bei der Gegenüberstellung könne der für das Enkelkind
J gewährte Kinderzuschuß, da erst nach dem Tode der Ver-

sicherten zugebilligt, außer Ansatz bleiben. Die angefallenen

Hausarbeiten seien beiden berufstätigen Ehegatten zu gleichen

Teilen zuzurechnen. Auch wenn man, entsprechend dem Vortrag

des Klägers, der Versicherten insoweit einen Mehrbetrag von

390‚-- DM monatlich zubilligen würde, hätte diese den Familien-

unterhalt nicht überwiegend bestritten.

Mit der — vom Senat zugelassenen - Revision rügt der Kläger

die Verletzung materiellen Rechts durch das Berufungsgericht.

Es komme nur auf den vom einzelnen Ehepartner tatsächlich ge-

leisteten Unterhalt an; das vereinbarte Sondergüterrecht habe

hierauf keinen Einfluß. Danach seien der Versicherten neben

dem Altersruhegeld und dem Wert der‘erbrachten Hausarbeit
Geschäftseinkünfte in Höhe von monatlich etwa 2.500,-- DM an-

zurechnen gewesen, dem Kläger dagegen nur das Nettogehalt von

776‚-— DM monatlich.

Der Kläger beantragt,

die Urteile des Bayerischen Landessozialgerichts

vom 13. November1979 sowie des Sozialgerichts

Landshut vom 18. Januar 1978 aufzuheben und
die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom

9. Juli 1976 zu verurteilen, ihm Witwerrente

zu gewähren.
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Die Beklagte hat keinen Antrag gestellt.

II

Die Revision des Klägers ist begründet. Entgegen der von den

Vorinstanzen vertretenen Ansicht steht dem Kläger Witwerrente

zu.

Der Anspruch gründet sich auf 9 1266 Abs 1 Reichsversicherungs-

ordnung (RVG), der noch geltendes Rechts ist (Urteil des Bun—

desverfassungsgerichts vom 12. März 1975 = BVerfGE 39, 169 =
SozR 2200 5 1266 Nr 2). Danach wird Witwerrente gewährt, wenn
die verstorbene Ehefrau den Unterhalt ihrer Familie überwie-

gend bestritten hat. Die Familie im Sinne der vorgenannten

Bestimmung bestand hier aus den beiden Ehegatten. Davon ist

das LSG ausgegangen, andere Feststellungen hat es nicht,

jedenfalls nicht ausdrücklich, getroffen. Das angefochtene

Urteil enthält lediglich in anderem Zusammenhang den Hinweis,

für das (1961 geborene) Enkelkind J * sei nach dem Tode
der Versicherten Kinderzuschuß gezahlt worden. Ob daraus

unter Berücksichtigung der "zur Ergänzung des Sachverhalts"

heranzuziehenden Verwaltungsakte der Beklagten als soge-

nannte unbestrittene Tatsache (vgl hierzu BSG, Urteil vom

19. Dezember 1974 - 5 RK 6A/72 = SozR 1500 5 165 Nr 1, in-
soweit in BSGE 39, 41 nicht abgedruckt) zu entnehmen ist, das

Enkelkind sei in den Haushalt des Klägers und der Versicher-
ten aufgenommen gewesen, kann indessen dahingestellt bleiben.

Denn bejahendenfalls würde dies an der Rechtslage nichts än-

dern, weil der Begriff "Familie“ eng auszulegen ist und nur
die unterhaltsberechtigten (eigenen) Kinder umfaßt (vgl

@1360a Abs 1 BGB; Urteiiedes BSGvom 1. August 1968 -
& RJ 305/65 = BSGE28, 185 = SozR Nr 6 zu 5 1266 RVOund

vom 17. März 1970 - 11/12 RJ 478/67 = BSGE51, 90 = SozR
Nr 7 zu 5 1266 RVO). Abgesehen davon hat das Enkelkind keine

finanziellen Mittel zum Familienunterhalt beigesteuert.
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Bestand somit die Familie aus den in gemeinsamer Haushalts-

führung lebenden Ehegatten, so hat derjenige den Unterhalt
überwiegend bestritten, dessen Beitrag unter Einschluß der

Haushaltsarbeit mehr als die Hälfte beträgt (ständige Recht-

sprechung, zB Urteil vom 27. Februar 1980 - 1 RJ 44/79 = SozR

2200 5 1266 Nr 14; für die Unfallversicherung vgl Urteil vom
25. Januar 1979 - 8a RU 26/78 = SozR 2200 5 593 Nr 1).

Die Gesamteinkünfte der Familie, die nach den nicht ange-
griffenen und damit den Senat nach 5 163 Sozialgerichtsgesetz

(SGG) bindenden Feststellungen des LSG sämtlich auch für den
Unterhalt verwendet werden sind, setzten sich zusammen aus

dem Ertrag des Handarbeits- und Textilwarengeschäfts ein-

schließlich des Gehalts, das der Kläger als Buchhalter dieses

Geschäfts bezog, sowie aus dem Altersruhegeld der Versicherten.

Zu Unrecht haben die Vorinstanzen und die Beklagte angenommen,

im Rahmen des 5 1266 Abs 1 RVO seien die Geschäftseinkünfte

beiden Ehegatten zu gleichen Teilen, dem Kläger jedoch allein

die Gehaltsbezüge aufgrund seiner Buchhaltertätigkeit in dem

Geschäft zuzurechnen.

@ 1266 RVG stellt nach seinem Sinngehalt und Normzweck auf das

von dem einzelnen Familienangehörigen tatsächlich Gegebene und

Empfangene sowie darauf ab, in welchem Ausmaß die Familie

durch den Tod der Versicherten einen tatsächlichen Einkommens—

verlust erlitten hat (vgl BSG, Urteil vom 27.Februurw■üüä>

— 1 RJ 4h/79 = SozR 2200 5 1266 Nr 14 S 55 f). Demzufolge
sind von der Rechtsprechung Rentenansprüche und Arbeitsentgelté

auch bei bestehender Gütergemeinschaft‚obwohl sie formalrecht-

lich auf dem Weg über das Gesamtgut zur Verwendung für den

Familienunterhalt gelangten, demjenigen zugerechnet werden, der

sie tatsächlich eingebracht hat (BSG aaO im Anschluß an das

Urteil des erkennenden Senats vom 29. Mai 1968 - 4/12 RJ 386/67

= SozR Nr 5 zu 5 1266 RVG). Von dieser Rechtsprechung abzu—
gehen besteht kein Anlaß.
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Soweit im Vorliegenden Fall die (Zuordnung der) Einkünfte aus
dem Handarbeits- und Textilwarengeschäft zu beurteilen sind,

ist zunächst zu beachten, daßdie Versicherte als Strickmei—
sterin auch Inhaberin dieses Geschäftes war. Obwohl hiernach

die Versicherte die dominierende Kraft gewesen sein mag, ist

gleichwohl davon auszugehen, daß der gesamte aus dem Geschäft

erwirtschaftete Ertrag beiden Ehegatten zu gleichen Teilen zu-

stand. Dies folgt zunächst aus der zwischen dem Kläger und der

Versicherten nach @@1437 ff BGB aF vereinbarten allgemeinen

Gütergemeinschaft, die Art 8 I Nr 6 des GleichberechtigungsG

vom 18. Juni 1957 (BGBl I 609) in die Gütergemeinschaft neuen
Rechts (5ä 1415 ff BGB) übergeleitet hat. Danach ist das von
der Versicherten eingebrachte Geschäft gemeinschaftliches Ver-

mögen beider Ehegatten (Gesamtgut) geworden. Wenngleich die

Versicherte auch weiterhin das Geschäft unter ihrem Namen ge—

führt hat, so hatten doch kraft zwingenden Rechts alle das Ge-

schäft betreffenden Handlungen Wirkung für die Gütergemeinschaft;

auch das später erworbene Geschäftsvermögen gehörte zum Ge—

samtgut (@ 1438 Abs 1 und 2 BGB aF, @ 1416 Abs 1 und 2 BGB

idF des GleichberechtigungsG). Im übrigen unterlag das Ge-

samtgut, da bereits vor dem 1. April 1953 die allgemeine Gü—

tergemeinschaft bestanden hat, der Verwaltung des Klägers

(Art 8 I Nr 6 Abs 2 GleichberechtigungsG). Ob nun trotz die-

ser güterrechtlichen Gegebenheiten im Rahmen des @ 1266 RVO
etwas anderes zu gelten hätte, wenn der andere Ehegatte im

zum Gesamtgut gehörenden Geschäft nur geringfügig oder über-

haupt nicht mitarbeitete, braucht hier nicht entschieden zu

werden; denn der Kläger war nach den unangegriffen geblie—

benen Feststellungen des LSG ebenso wie die Versicherte ganz-
tägig im Geschäftsbetrieb tätig, und er hatte darüber hinaus

als Buchhalter und Handlungsbevollmächtigter auch keine nur
untergeordnete Stellung inne. Das güterrechtliche Ergebnis

_ Zuordnung des Geschäftsertrags zu gleichen Teilen — steht

also im vorliegenden Fall zu der tatsächlichen Gestaltung

in keinem wesentlichen Widerspruch.
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Stand aber mithin der gesamte aus dem Geschäft erwirtschaftete

Ertrag beiden Ehegatten zu gleichen Teilen zu, so kann auch

das Arbeitsentgelt des Klägers aufgrund des Vertrages vom
1. Januar 1967 - und zwar unabhängig davon, wie dies arbeits—‚
versicherungs- und steuerrechtlich zu beurteilen sein mag —
für die hier nur interessierende Fragecha‘2uordnung nicht
isoliert gesehen werden; denn es stellte einen Teil des ge—
meinsam erwirtschafteten Ertrags dar.

Das Altersruhegeld der Klägerin war, soweit es sich um das
Stammrecht (Grundanspruch, Gesamtanspruch) handelte, Sondergut

(vgl der bis zum 31. Dezember 1975 gültig gewesene & 119 RVG),
während die einzelnen Rentenzahlungen in das Gesamtgut fielen.
Indessen schlägt hier der bereits erwähnte Gesichtspunkt durch,

darauf abzustellen, wer tatsächlich die Mittel für den Fami—

lienunterhalt beigesteuert hat. Deshalb sind diese Rentenbe—

träge nur als Unterhalt der Versicherten anzusehen (BSG in

SozR 2200 5 1266 Nr 14, SozR Nr 5 zu 5 1266 RVO). Daß alle
verfügbaren Mittel, also auch die Rentenbeträge, dem gemein-

samen Unterhalt zugeführt wurden, hat das Berufungsgericht
bindend festgestellt.

Damit ist von der Versicherten während der maßgebenden Zeit an
finanziellen Mitteln mehr als vom Kläger in den Familienunter-

halt eingebracht werden. Das damit gewonnene Ergebnis erleidet
durch die Bewertung der Haushaltsarbeit keine Korrektur, weil

nach den Feststellungen des LSG, die von der Beklagten nicht im

Wege der Gegenrüge angegriffen worden sind, die Versicherte
jedenfalls nicht weniger Haushaltsarbeit als der Kläger gelei—

sü■:hat, diesem vielmehr nur wegen seiner Verpflichtung, einen

ebenso großen Anteil an der Hausarbeit zu tragen, auch die Häh?
te der insgesamt von den Ehegatten zu verrichtenden Arbeiten

zugerechnet wurde.

Bei der geschilderten Rechtslage war es wegen der Zuordnung des

Geschäftsertrages zu gleichen Teilen nicht erforderlich, die
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Höhe
dieser

Einkünfte während des maßgebenden letzten wirt-

schaftlichen Dauerzustandes, den die Vorinstanz auf die Zeit

von Dezember 1974 (Beginn des Altersruhegeldes) bis zum Tode
der Versicherten gelegt hat, zu ermitteln. Daß dieser Dauer-

zustand fehlerhaft festgelegt werden sei, ist nicht ersicht-

lich. Zumindest fehlen jegliche Anhaltspunkte für die Annahme,

nach Dezember 1974 habe sich einkommensmäßig im Verhältnis

der Ehegatten zueinander noch eine wesentliche Änderung er-
geben.

Dem Kläger war daher auf seine Revision hin unter Aufhebung

der vorinstanzlichen Urteile die Witwerrente zuzusprechen.

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 193 SGG.
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